
Amtsgericht Stadtroda 
Az.: 4 C 107/21 

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

Lorraine Media GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführerin 
10827 Berlin, Gz.: •••• _ 
- Klägerin -

gegen 

- Beklagter -

wegen Forderung 

hat das Amtsgericht Stadtroda durch 

Richterin am Amtsgericht _ 

auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 11.10.2021 

für Recht erkannt: 

Hauptstraße 117, 
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1. Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 15.04.2021, Az. : 

••••• wird aufrechterhalten. 

2. Der Beklagte hat auch die weiteren Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte kann die Vollstreckung der Klägerin 

durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Be­

trags abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 

110 % des zu vollstreckenden Betrags leistet. 

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Vergütung der Erstellung einer digitalen Fotoserie und einer daraus 

zu fertigenden digitalen Anzeige im Internetzum Zwecke der Präsentation des Beklagten als Foto­

modell. 

Am 12.12.2020 begab sich der Beklagte in das Hotel und nahm dort 

an einem Fotoshooting teil. Vorab wurden dem Beklagten vor Ort das Formular - "Gewerblicher 

Daueranzeingenauftrag zur Eigenwerbung" ( Anlage K 1, BI. 19 d. A.), die Geschäftsbedingungen 

der Klägerin (Anlage K 1 a , BI. 20 d. A.) sowie die als Anlage K 2 vorgelegte Belehrung über das 

Widerrufsrecht (BI. 21 d. A.) sowie die Anlage K 4 (BI. 47 d. A.) vorgelegt worden . Die Anlagen K 

1, K 2 und K 4 hat der Beklagte unterschrieben. Es wurden sodann 76 digitale Fotos von dem Be­

klagten gemacht, fünf Fotos wurden ausgesucht und dann eine Online-Anzeige gefertigt, in die 

die Bilder sowie die Kundendaten eingefügt wurden. Die Anzeige wurde ab dem 12.01.2021 im In­

ternet veröffentlicht. Ein Ausdruck hiervon wurde als Anlage K 3 (BI. 22 d. A.) vorgelegt. Die An-

zeige ist auf der Website www.modelsweek.de unter der Anzeigennummer ••••• nach 

wie vor einsehbar. Weiter ist die Anzeige auf den Seiten www.castingzeituog .de und www,model­

zeitung.de abrufbar. 

Hierfür stellte die Klägerin dem Beklagten einen Betrag in Höhe von 675,00 € in Rechnung. Die­

sen bezahlte der Beklagte bisher nicht. 



) 
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Die Klägerin hat beim Amtsgericht Wedding den Erlass eines Mahnbescheides gegen den Be­

klagten beantragt. Der Mahnbescheid wurd~ am 11.03.2021 erlassen und am 16.03.2021 dem 

Beklagten zugestellt. Am 06.04.2021 wurde antragsgemäß sodann ein Vollstreckungsbescheid 

erlassen und am 09.04.2021 zugestellt. Am 14.04.2021 ging beim Mahngericht ein (verspäteter) 

Widerspruch ein . 

Die Klägerin behauptet, 

der Beklagte habe die Klägerin beauftragt, zum Zwecke einer selbständigen/beruflichen Tätigkeit 

als Model eine digitale Fotoserie von ihm zu fertigen, daraus eine digitale Anzeige zu erstellen, 

diese im Internet zu veröffentlichen und Anfragen von Dritten digital an den Beklagten weiterzulei­

ten. Zweck des Auftrags sei die Aufnahme bzw. Fortsetzung einer selbständigen gewerblichen 

Tätigkeit des Beklagten als Fotomodell. 

Die Klägerin beantragt, 

den Vollstreckungsbescheid desAmtsgerichts Wedding, Aktenzeichen •••••• 

vom 06.04.2021 aufrechtzuerhalten. 

Der Beklagte beantragt, 

den Vollstreckungsbescheid desAmtsgerichts Wedding, Aktenzeichen 

vom 06. April 2021 aufzuheben und die Klage abzuweisen. 

Der Beklagte behauptet, 

er sei am 12.12.2020 bei Unterschrift der genannten Formulare (Anlage K 1, K 2 und K 4) und 

insgesamt beim Fotoshooting nicht als Gewerbetreibender sondern als Verbraucher aufgetreten. 

Er sei von der Klägerin mehrfach angeschrieben und zu insgesamt drei Castings eingeladen wor­

den. Der dritten Einladung sei er dann gefolgt. Ihm sei suggeriert worden, es gebe bereits eine 

Vielzahl von Unternehmen, die an ihm interessiert seien und es lägen bereits Verträge für ihn vor. 

Das Informationsblatt mit Widerrufsbelehrung, Wunsch auf sofortige Vertragsausführung und das 

Musterformular Belehrung zum Verlust des Widerrufsrechtes vor Erteilung des Auftrages sei dem 
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Beklagten nicht ausgehändigt worden. Es sei ihm lediglich kurz vorgelegt und dann zu den Unter­

lagen der Klägerin genommen worden . 

Mit anwaltlichem Schriftsatz vom 31.05.2021, BI. 29 f. d. A. ließ der Beklagte alle Erklärungen 

vom 12.12.2020 gegenüber der Klägerin widerrufen. 

Entsprechend bestehe keine vertragliche Beziehung mehr zur Klägerin. Der Kläger ist der An­

sicht, die Parteien hätten nicht nur einen Vertrag über die Lieferung von nicht auf einem körperli­

chen Datenträger befindlichen Inhalten im Sinne von § 356 Abs. 5 BGB sondern auch einen Ver­

trag, der auch eine Vielzahl von Werk- bzw. Dienstleistungen umfasse. Zudem sei eine Finanzie­

rungshilfe gemäß § 515 BGB vereinbart worden. 

Der Beklagte sei über sein Widerrufsrecht nicht gemäß §§ 515,514 Abs. 2 Satz 3 BGB in Verbin­

dung mit Art. 246 abs. 3 EGBGB ordnungsgemäß belehrt worden, da er keinen Besitz an der ver­

körperten Erklärung der Widerrufsbelehrung erhalten habe. 

Es wird im Übrigen auf den Inhalt der wechselseitigen Schriftsätze der Parteien nebst Anlagen 

verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist begründet. 

Der Rechtsstreit ist aufgrund des zulässigen Einspruchs des Beklagten gegen den Vollstre­

ckungsbescheid nach §§ 700 Abs. 1, 342 ZPO in die Lage vor der Säumnis zurückzuversetzen. 

Die Klägerin hat gegen den Beklagten einen Anspruch auf Vergütung in Höhe von 675,00 €. Die­

ser Anspruch ergibt sich aus dem zwischen den Parteien am 12.12.2020 geschlossenen Vertrag 

(Anlage K 1, BI. 19 d. A.) i.V.m. §§ 611 Abs. 1,631 Abs. 1 BGB. Bei dem Vertrag handelt es sich 

um einen gewerblichen Daueranzeigenauftrag zur Eigenwerbung. Hiernach war die Klägerin ver­

pflichtet, eine digitale Fotoserie anzufertigen und als Fotowerbanzeige ausschließlich, für mindes­

tens 12 Monate im Internet zu veröffentlichen. Die Klägerin hat unstreitig ihre Leistung gemäß Zif­

fer 1 - 4 des Vertrages, auf die Bezug genommen wird, erfüllt. Die Fälligkeit der Vergütung in Hö­

he von 675,00 € ergibt sich aus den Geschäftsbedingungen der Klägerin, Buchstabe f). Danach 

trat Fälligkeit zehn Tage nach Unterzeichnung der Vereinbarung, mithin am 22.12.2020 ein. 

) 
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Die Geschäftsbedingungen kommen zwischen den Parteien auch zur Anwendung. Über der Un­

terschrift des Beklagten auf der Anlage K 1 findet sich fett gedruckt der Hinweis: 

"Der Kunde wird auch auf die auf der Rückseite abgedruckten Geschäftsbedingungen 

hingewiesen. " 

Vorliegend ist davon auszugehen, dass der Beklagte den Vertragsschluss als Unternehmer im 

Sinne von § 14 BGB einging, hierzu später. Die Voraussetzung für die Einbeziehung der Ge­

schäftsbedingungen ist, dass der Beklagte als Unternehmer die Absicht der Klägerin, die AGB 

einbeziehen zu wollen, erkennen konnte und nicht widersprochen hat. Dies liegt vor. Aber selbst 

unter den Voraussetzungen des § 305 Abs. 2 BGB ist von einem wirksamen Einbeziehen der Ge-

) schäftsbedingungen auszugehen. Danach muss der Verwender bei Vertragsschluss ausdrück­

lich auf die AGB hinweisen, der Vertragspartner bei Vertragsschluss in zumutbarer Weise von 

den AGB Kenntnis erlangen können und mit der Verwendung einverstanden sein. Wenn der Ver­

tragspartner auf die AGB hingewiesen wurde und eine Möglichkeit zur Kenntnisnahme hatte und 

den Vertrag sodann abschließt, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass er mit der Einbezie­

hung der AGB einverstanden ist. 

) 

Von der Vereinbarung einer unentgeltlichen Finanzierungshilfe im Sinne von § 515 BGB ist nicht 

auszugehen. Ausweislich der vertraglichen Regelung ist eine Einmalzahlung in Höhe von 675,00 

€ mit Fälligkeit zum 22.12.2020 vereinbart worden. 

Der Beklagte hat den Vertrag auch nicht wirksam widerrufen. Dem Beklagten steht schon kein 

Widerrufsrecht nach § 355 Abs. 1 S. 1 BGB i.V.m. 312g Abs. 1, 312b Abs. 1 BGB zu, da er nicht 

als Verbraucher tätig geworden ist. Verbraucher ist gemäß § 13 BGB jede natürliche Person, die 

ein Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, die überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer 

selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können. Der Beklagte hat vorliegend ei­

nen Daueranzeigenauftrag zur Eigenwerbung erteilt. Es ist davon auszugehen, dass er davon 

ausging, zukünftig als Fotomodell tätig zu werden. Bei der Tätigkeit eines Fotomodells handelt es 

sich grundsätzlich um eine selbständige berufliche Tätigkeit (vgl. BFH DStRE 2007, 1315). Dem 

steht auch nicht entgegen, dass der Beklagte die Tätigkeit selbst noch nicht aufgenommen hatte. 

Es ist insoweit zumindest vom Beginn einer unternehmerischen Tätigkeit, mithin von einer Exis­

tenzgründung auszugehen. Diese wird von der Unternehmereigenschaft erfasst (vgl. 

PalandtlEllenberger, 77. Auf!. 2018, BGB Kommentar, § 13, § 14 Rn. 2). Zudem hat der Beklagte 
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mit der Unterschrift auf dem als Anlage K 4 (BI. 47 d. A.) vorgelegten Formular seine Unterneh­

mereigenschaft ausdrücklich bestätigt. Gegenteiliges hat der Beklagte auch nicht bewiesen. Un­

erheblich ist insoweit, dass der Beklagte sich zum damaligen Zeitpunkt in einem Anstellungsver­

hältnis befunden hat. Unternehmerisches Tätigwerden ist auch nebenberuflich möglich. Soweit 

der Beklagte vorträgt, hierzu von seiner Arbeitgeberin nicht befugt zu sein , mag das im Rahmen 

seines Arbeitsverhältnisses relevant sein, im Hinblick auf den Vertragsschluss mit der Klägerin, 

ist dies jedoch unerheblich. 

Letztlich kommt es auch ausschlaggebend auf die objektiven Umstände des Vertragsschlusses 

an (vgl . Palandt/Ellenberger, 77. Aufl. 2018, BGB Kommentar, § 13 Rn. 4). Objektiv ist davon aus­

zugehen, dass der Abschluss eines Vertrages zur Erstellung einer Fotoserie, die sodann mindes­

tens ein Jahr auf einer Werbeseite für Modells mit den Kontaktdaten des Betroffenen hochgela­

den wird, darauf abzielt, MOdellverträge abzuschließen. Der Beklagte räumte selbst ein, bei Ver­

tragsschluss davon ausgegangen zu sein, dass Modellverträge bereits auf ihn warteten. Er ging 

damit den Vertrag in der Absicht ein, zukünftig - mindestens nebenberuflich - als Modell tätig zu 

sein. Dies ergibt sich auch aus dem vom Beklagten unterschriebenen Vertragstext. So findet sich 

dort, dass die Anzeige des Beklagten in den Rubriken Fotomodell und Film erscheinen sollte. 

Soweit die Klägerin mit dem als Anlage K 2 vorgelegten Informationsblatt (BI. 21 d. A.) dem Be­

klagten ein Widerrufsrecht ausdrücklich eingeräumt hat, hat der Beklagte durch seine Unterschrift 

auf eben diesem Formular ausdrücklich zu Ausdruck gebracht, dass er sogleich auf dieses Wi­

derrufsrecht wieder verzichtet, weil mit der Durchführung des Vertrages - nämlich der Erstellung 

der Fotoserie - bereits am selben Tag, am 12.12.2020 begonnen wurde . ) 

Mit der Unterschrift auf dem als Anlage K 4 (BI. 47 d. A.) vorgelegten Formular hat der Beklagte 

zudem bestätigt, die Anlage K 2 - das Informationsblatt mit Belehrung zum Daueranzeigenauftrag 

- ausgehändigt erhalten und sorgfältig gelesen zu haben. Soweit der Beklagte nunmehr vorträgt, 

von der Situation überfordert gewesen zu sein , so mag dies zutreffen, schützt jedoch nicht vor 

den Rechtsfolgen, die der zum Vertragsschluss volljährige Beklagte mit seinen Unterschriften 

ausgelöst hat. Hierfür unerheblich ist es letztlich auch, ob der Beklagte von der Klägerin zu dem 

Fotoshooting eingeladen wurde. Er hat sich freiwillig dort hin begeben und die o.g. Anlagen unter­

schrieben. 

Der Klägerin steht weiter ein Anspruch auf eine Verzugspauschale in Höhe von 40,00 € gemäß 

§§ 286 Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 5 BGB sowie Auslagen in Höhe von 0,88 € für Porto zu. 



) 
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Weiter steht der Klägerin ein Zinsanspruch nach § 286 Abs. 2 Nr. 1, § 288 Abs. 1, Abs. 2 BGB ab 

dem 22.12.2020 zu. Die Fälligkeit zum 22.12.2020 ergibt sich aus dem Vertrag i.V.m. den Ge­

schäftsverbindungen der Klägerin. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 344 ZPO. 

Die Entscheidung der vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung : 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs­
sig , wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu­
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

einzulegen. 

Landgericht Gera 
Rudolf-Diener-Straße 1 
07545 Gera 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 

) Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder . 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerlchts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 
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Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 

gez. 

Richterin am Amtsgericht 

Beschluss 

Der Streitwert wird auf 675,00 € festgesetzt. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht Stadtroda 
Schloßstraße 2 
07646 Stadtroda 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden . Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liehe Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

) 

) 



) 
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Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal­
tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 

gez. 

Richterin am Amtsgericht 

Verkündet am 10.11.2021 

gez. 
_JHSin 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Beglaubigt 
Stadtroda, 11.11.2021 
_ \" J K . ()h l~t k t'" l Ji:istiz aup se re arm 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


